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Unsere Position 
Die EU ist die Lösung, nicht das Problem. Nur mit und innerhalb der EU können die globalen Herausforderungen der Zukunft gemeistert werden. Trotzdem muss 

eine angemessene Balance gefunden werden: Die EU soll sich im Sinne der Subsidiarität auf ihre Kernaufgaben konzentrieren und in gewissen Politikfeldern 
schneller, besser und unbürokratischer werden. 

CDU/CSU SPD FDP Die Grünen Die Linke AfD 
Europa nicht den Popu-
listen überlassen +++ 
Subsidiaritätsprinzip 
stärken +++ Einführung 
eines Kompetenzkata-
logs +++ Stärkung der 
Rechtsstaatlichkeit +++ 
EU-Beitrittskandidaten 
eine konkrete Perspek-
tive bieten +++ Zusam-
menarbeit mit dem Ver-
einigten Königreich ver-
tiefen +++ Unabhängig-
keit und auf Geldwert-
stabilität und Bankenauf-
sicht begrenztes Mandat 
der EZB bewahren +++ 
Keine Vergemeinschaf-
tung von Schulden und 
Haftungsrisiken +++ Sta-
bilitätsregeln strikt ein-
halten und anwenden 
+++ Beibehaltung EU-
Schuldengrenzen 

 

EU-Parlament mit Initia-
tivrecht sowie Kontroll-
recht ausstatten +++ 
rechtliche Verankerung 
des Spitzenkandidaten-
prinzips +++ Einstimmig-
keitsprinzip im Rat durch 
Mehrheitsentscheidun-
gen ersetzen +++ stär-
kere Beteiligung des EU-
Parlaments im Rahmen 
des Europäischen Se-
mesters +++ Einführung 
eines sozialen Fort-
schrittsprotokolls in den 
europäischen Verträgen 
+++ An Beitrittsperspek-
tiven der Ukraine und 
Balkanstaaten festhalten 
+++ transnationale EU-
Wahllisten +++ Einrich-
tung einer starken euro-
päischen Ethikbehörde 
+++ EU-Kompetenzen 
und -Instrumente im Be-
reich Geoökonomie aus-
bauen +++ Einbezie-
hung von Klima- und 
Menschenrechtszielen in 
die Regeln und Normen 
des internationalen Han-
dels +++ Einrichtung ei-
nes eigenständigen Rats 
der Verteidigungsminis-
ter 

Verkleinerte Kommission 
mit 18 Ministern +++ 
Parlament mit Sitz in 
Brüssel +++ Parlament 
mit Vorschlagsrecht für 
den Kommissionspräsi-
denten und mit einer Ge-
setzesinitiativbefugnis 
+++ Selbstverpflichtung 
der Kommission, auf 
Aufforderung des Parla-
ments eine Gesetzesini-
tiative einzubringen +++ 
EU-Direktwahlaktwahlal-
ter auf 16 senken +++ 
Europäische Wahllisten, 
einen gemeinsamen 
Wahltag und das Spit-
zenkandidatenprinzip 
einführen, aber auf eine 
Geschlechterquote ver-
zichten +++ Konvent für 
eine föderale bzw. bun-
desstaatliche Verfas-
sung für die Europäische 
Union +++ Fokus auf 
dem Thema Rechts-
staatlichkeit bei EU-Bei-
trittskandidaten +++ Ab-
schaffung der Einstim-
migkeit bei Freihandels-
abkommen +++ Stärkere 
Subsidiaritätskontrolle 

EU-Parlament mit voll-
wertigem Initiativrecht 
ausstatten +++ Europäi-
sche Grundrechtecharta 
national verbindlich ma-
chen +++ Lobbyregister 
für alle EU-Institutionen 
und Einschaltung einer 
unabhängige Ethikbe-
hörde zur Durchsetzung 
der Lobbykontrolle +++ 
EU-Haushalt und finanzi-
elle Eigenmittel u.a. 
durch Erhöhung der nati-
onalen Beiträge deutlich 
vergrößern +++ Auswei-
tung des Verfahrens mit 
qualifizierter Mehrheit 
auch auf die verbleiben-
den Teile der  EU-Sozi-
alpolitik im Einstimmig-
keitsverfahren +++  zivile 
Missionen der Gemein-
samen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik 
(GSVP) ausbauen +++  
deutliche Steigerung des 
Mehrjährigen Finanzrah-
mens (MFR) +++  Euro-
päische Bürgerinitiative 
ausbauen +++ Europäi-
sches Wahlrecht mit 
transnationalen Listen 
+++ Beitrittsperspektive 
für Westbalkan schaffen 

Änderung der EU-Ver-
träge +++ Umwandlung 
des Europäischen Rats 
in eine zweite Kammer 
+++ Initiativrecht des 
EU-Parlaments, Gleich-
berechtigung im Bereich 
der Wirtschafts- und 
Währungsunion, ein ex-
klusives Bestimmungs-
recht der EU-Kommis-
sion +++ Mitbestimmung 
des Ausschusses der 
Regionen bei Gesetzge-
bung +++ Erweiterung 
des Mandats der EZB 
um Vollbeschäftigung 
und wirtschaftliche Ent-
wicklung +++ Abschaf-
fung der Fiskalregeln 
und Maastricht-Kriterien 
+++ Beitritt der EU in die 
Europäische Menschen-
rechtskonvention +++ 
Rolle der Wirtschafts- 
und Arbeitgebervertreter 
auf EU-Ebene schwä-
chen und Rolle der Ge-
werkschaften stärken 
+++ Eigenständige Kon-
trolle des EU-Parla-
ments über den EU-
Haushalt +++ Öffentliche 
Investitionen durch Kre-
dite der EZB finanzieren 

Europa der Nationen 
+++ Wiedereinführung 
von Einstimmigkeit +++ 
EU-Austritt Deutsch-
lands als letzte Option 
+++  
Europäischen Gerichts-
hof „supprimieren“ +++ 
Volksabstimmungen in 
europäischen Angele-
genheiten +++ Abschaf-
fung des EU-Parlaments 
+++ Verkleinerung des 
EU-Haushalts +++ Re-
form der EU-Eigenmittel 
+++ Verschärfung des 
Lobbyregisters +++ ver-
schärfte Kontrollen der 
EU-Außengrenzen +++ 
Abbruch der Beitrittsver-
handlungen mit der Tür-
kei und Ablehnung eines 
Beitritts der Westbalkan-
staaten 
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Unsere Position 
Der Binnenmarkt ist unser Heimatmarkt. Er fördert Wachstum, Innovation und Wettbewerbsfähigkeit durch den freien Austausch von Waren, Dienstleistun-
gen, Kapital und Arbeitskräften. Der Binnenmarkt muss in all seinen Dimensionen vollendet und korrekt umgesetzt werden. Wir müssen die Komplexität im 

Binnenmarkt und die unnötigen bürokratischen Vorhaben abbauen. 
CDU/CSU SPD FDP Die Grünen Die Linke AfD 

Nationale Wirtschaftspo-
litiken besser koordinie-
ren +++ Vertiefung und 
Vollendung des Binnen-
markts +++ Stärkung 
des digitalen Binnen-
markts: Weg zur Digital- 
und Datenunion mit eu-
ropäischer Infrastruktur 
+++ grenzüberschrei-
tende Infrastruktur auf- 
und ausbauen +++ Bin-
nenmarkt für Finanz-
dienstleistungen stärken 
und Kapitalmarkt-union 
vertiefen +++  gradueller 
Zugang zum Binnen-
markt oder die Gewäh-
rung der vier Grundfrei-
heiten für EU-Beitritts-
kandidaten +++ Binnen-
grenzkontrollen bei 
gleichzeitig beibehalte-
ner Freizügigkeit können 
zu einem Rückgang der 
irregulären Migration 
führen +++ Arbeitneh-
mermobilität verbessern 
und die sozialversiche-
rungs- und arbeitsrecht-
lichen Regelungen zur 
Entsendung von Arbeit-
nehmern vereinfachen 
+++ Dienstreisen und 
grenzüberschreitendes 
Arbeiten erleichtern 

Parlamentarisch kon-
trolliertes Eurozonen-
budget +++ verantwor-
tungsvoller Abbau von 
bürokratischen Hemm-
nissen im Binnenmarkt 
+++ Binnenmarkt vor 
unfairem Wettbewerb 
(Ansammlung von 
Marktmacht in der 
Hand eines Unterneh-
mens) schützen +++ 
europäischer Binnen-
markt für Verteidigung 
mit Übereinkommen 
über Rüstungsexporte 
auf EU-Ebene +++ Zu-
gang zum gemeinsa-
men Binnenmarkt 
schon vor der vollstän-
digen EU-Mitgliedschaft 
als erkennbare Zwi-
schenschritte im Erwei-
terungsprozess +++ 
Streikrecht als wichtiger 
Bestandteil des Binnen-
markts +++ einheitliche 
europäische Sozialver-
sicherungsnummer 
bzw. digitaler Sozialver-
sicherungspass 
 

Einhaltung gemeinsamer 
Regeln +++ Vollendung 
des Digital- und des Ener-
gie-Binnenmarkts +++ Ar-
beitsmarkt- und Sozialpo-
litik ist Aufgabe der Mit-
gliedstaaten +++ EU-Han-
deln bei grenzüberschrei-
tenden Fragen +++ Ver-
tiefung des Binnenmarkts 
bei Arbeit, Energie, Kapi-
tal und digitalen Dienst-
leistungen +++ Schaffung 
einer EU-Behörde für den 
digitalen Binnenmarkt +++ 
Stromnetz zwischen den 
Mitgliedstaaten ausbauen 
und einen Energiebinnen-
markt schaffen +++ Be-
deutung des Binnen-
markts für verstärkte ge-
meinsame Beschaffung 
im medizinischen Bereich 
nutzen +++ Hürden bei 
der Arbeitskräftemobilität 
in der EU abbauen sowie 
komplizierte und langwie-
rige Prozesse vereinfa-
chen +++ EU-Entsende-
richtlinie modernisieren 
und vereinfachen +++ ein 
Europa ohne Grenzkon-
trollen 
 

Kein Europa des 
Sparzwangs +++ 
Vertiefung und Ver-
teidigung der Grund-
lagen des Binnen-
markts +++ resilien-
terer und unabhängi-
ger Binnenmarkt +++ 
starke Wettbewerbs-
politik und Subventi-
onswettläufe inner-
halb der EU unterbin-
den +++ Flickentep-
pich nationaler Steu-
ervorschriften ver-
meiden und faire 
Wettbewerbsbedin-
gungen im Binnen-
markt bei Körper-
schaftssteuer-sätzen 
+++ Vollendung des 
digitalen Binnen-
marktes +++ bessere 
Koordinierung der 
nationalen Sozialver-
sicherungssysteme 
+++ Unionsbürger 
und Menschen aus 
Drittstaaten vor Dis-
kriminierung und 
Ausbeutung schüt-
zen, wenn sie in ei-
nem anderen Land 
arbeiten  
 

Keine Kürzungspolitik 
+++ Der europäische 
Binnenmarkt erleichtert 
es, Beschäftigte gegen-
einander auszuspielen 
und mit Verlagerung in 
Länder mit niedrigeren 
Löhnen oder Sozial-
standards zu drohen 
+++ Forderung einer 
sozialen Fortschritts-
klausel, um den grund-
sätzlichen Vorrang von 
sozialen Grundrechten, 
insbesondere des 
Streikrechts vor der 
Binnenmarktfreiheit zu 
sichern +++ Als Teil der 
öffentlichen Daseins-
vorsorge dem Binnen-
markt und dem EU-
Wettbewerbsrecht 
Pflege und Gesundheit  
entziehen +++ Gegen 
einen Europäischen 
Energiebinnenmarkt 
+++ Arbeitsmobilität in-
nerhalb der EU darf 
nicht dazu führen, dass 
Beschäftigte ausgebeu-
tet werden und die so-
ziale Absicherung aus-
gehebelt wird +++ Lo-
ckerung des „Korsetts 
des EU-Binnenmark-
tes“ zugunsten einer 
„Sozialunion“ 

Gegen eine Überregu-
lierung durch die EU 
+++ Waren und Dienst-
leistungen sollten den 
gesetzlichen Anforde-
rungen im Zielland ge-
nügen +++ Kriterien der 
EU-Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit verschärfen +++ 
Freizügigkeit der EU-
Bürger soll begrenzt 
werden, wenn sie vor-
nehmlich dem Zweck 
des Bezugs von Sozial-
leistungen dient +++ 
Zuwanderung von Ar-
beitskräften muss sich 
aber immer am jeweili-
gen nationalen Arbeits-
markt orientieren +++ 
konsequente und effek-
tive Grenzkontrollen mit 
Reform des Schenge-
ner Abkommens +++ 
Ausländische EU-Ar-
beitnehmer sind in den 
Mitgliedstaaten, in de-
nen sie Beschäftigung 
finden, genauso zu ent-
lohnen und müssen 
den gleichen gesetzli-
chen Regelungen un-
terliegen wie inländi-
sche Arbeitnehmer +++ 
Keine Vereinheitlichung 
von Sozialsystemen  



4 
 

W
ir

ts
ch

af
ts

- 
un

d 
W

äh
ru

ng
su

ni
on

  

Unsere Position 
Die Wettbewerbsfähigkeit jedes Mitgliedstaats ist die Basis der europäischen Wirtschafts- und Währungsunion. Um diese zu stärken, braucht es eine euro-
päische Investitionsstrategie in Zukunftstechnologien. Außerdem gilt es, die Banken- und Kapitalmarktunion zu verwirklichen. Der Euro als Gemeinschafts-
währung ist eine wichtige Säule der europäischen Wirtschaft. Daher unterstützen wir die Einführung eines digitalen Euro mit Blick auf eine Beschleunigung 

der Digitalisierung der Wirtschaftsunion. 
CDU/CSU SPD FDP Die Grünen Die Linke AfD 

Für eine Stabilitäts-
union, gegen eine 
Schuldenunion: keine 
Schuldenhaftung 
Deutschlands für andere 
Mitgliedstaaten +++ Sta-
bilitäts- und Wachstums-
pakt erhalten +++ Ver-
besserung der Wettbe-
werbsfähigkeit durch 
Struktur- und Investiti-
onsfonds (Kohäsionspo-
litik) +++ Unabhängig-
keit der EZB bewahren: 
Sicherung der Geldwert-
stabilität und Bekämp-
fung der Inflation als 
Kernaufgabe der EZB 
+++ Stimmgewicht im 
EZB-Rat in Relation zur 
volkswirtschaftlichen 
Größe anstreben +++ 
Bargeld erhalten +++ 
Kapitalmarktunion ver-
tiefen und Risiken im 
Bankensystem reduzie-
ren +++ Regulierung 
des Finanzsystems im 
Sinne der Bürgerinnen 
und Bürger und der Be-
triebe 

Reform des europäi-
schen Beihilferechts 
+++  geschlossene, ko-
ordinierte und solidari-
sche europäische In-
vestitionspolitik +++ 
Weiterentwicklung des 
Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts +++  Schaf-
fung eines gemeinsa-
men europäischen Ka-
pitalmarkts +++ Vollen-
dung der Banken- und 
Kapitalmarktunion mit 
angemessener Aufsicht 
+++ Erweiterung des 
Struktur- und Investiti-
onsfonds zu einem 
Transformationsinstru-
ment, um europäische 
Regionalpolitik finanzi-
ell auszustatten +++ 
Aufstockung des euro-
päischen Haushalts, 
um EU finanziell unab-
hängiger zu machen 
+++  Einnahmenseite 
der EU stärken z. B. 
durch Finanztransakti-
onssteuer oder Einnah-
men aus dem CBAM 

Kein Einstieg in eine 
Schuldenunion +++ Ab-
lehnung von Eurobonds 
+++ Einnahmen der EU 
weiterhin aus Überwei-
sungen der Mitgliedstaa-
ten gemessen an der 
Wirtschaftskraft +++ Zu-
rückhaltung bei der 
Schaffung neuer Eigen-
mittel +++ Bekämpfung 
der Inflation als oberste 
Priorität der EZB +++ Re-
form des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts mit Fo-
kus auf glaubwürdigem 
Schuldenabbau +++ Wirt-
schafts- und Währungs-
union vollenden und Kapi-
talmarktunion vertiefen 
+++ Erhalt von Bargeld 
+++ Einführung des digi-
talen Euro als Ergänzung 
zum Bargeld +++ Unter-
stützung eines gemeinsa-
men Markts in Europa für 
Kryptowährungen 
 

Stärkung der finanzi-
ellen Ausstattung der 
EU durch neue Ei-
genmittel und höhere 
nationale Beiträge 
+++ Für gemeinsame 
europäische Anlei-
hen +++ Wirtschafts- 
und Währungsunion 
vervollständigen +++  
Gemeinsame euro-
päische parlamenta-
rische Kontrolle über 
zukünftige EU-Hilfs-
programme +++ Ein-
führung einer Ar-
beitslosenrückversi-
cherung +++ Ban-
ken- und Kapital-
marktunion vollenden 
+++ Reform der 
haushaltspolitischen 
Vorgaben für mehr 
Transparenz und 
Spielraum für Investi-
tionen +++ Einfüh-
rung des digitalen 
Euro neben Buch- 
und Bargeld +++ Ein-
führung einer Finanz-
transaktionssteuer 
+++ Weiterentwick-
lung der grünen Ta-
xonomie der EU 
 

Innereuropäischen Soli-
daritätsmechanismus 
einführen +++ Einfüh-
rung einer Finanztrans-
aktionssteuer +++ Ban-
ken verkleinern und In-
vestmentbanking abwi-
ckeln +++ Einrichtung 
eines EU-Vermögens-
registers +++ Demokra-
tisierung der EZB durch 
das EU-Parlament +++ 
Erweiterung des EZB-
Mandats auf Vollbe-
schäftigung und wirt-
schaftliche Entwicklung 
+++ Finanzierung von 
Staatsausgaben durch 
die EZB +++ Für Euro-
bonds +++ Einführung 
des digitalen Euro +++ 
Bessere Ausstattung 
des EU-Strukturfonds 
zur Förderung wirt-
schaftsschwacher Re-
gionen +++ Regionale 
Wirtschaftskreisläufe 
stärken 
 

Wiedereinführung nati-
onaler Währungen +++ 
Transferunion des 
Euro-Systems aufkün-
digen +++ Keine Schul-
denaufnahme durch die 
EU +++ Erhalt des Bar-
gelds +++ Keine deut-
sche Haftung für aus-
ländische Banken +++ 
TARGET2-Risiko been-
den +++ Staatsgold zu-
rück nach Deutschland 
holen +++ Investitions-
steuerung durch den 
Markt statt durch die 
EU-Taxonomie +++ Ab-
lehnung einer Finanz-
transaktionssteuer 
+++Verringerung der 
EU-Ausgaben und des 
EU-Haushalts +++ Re-
form der EU-Eigenmit-
tel: Volkseinkommen 
(statt Bruttonationalein-
kommen) als Bemes-
sungsgrundlage 
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Unsere Position 
Wirtschaftlicher Erfolg ist die Basis für ein soziales Europa. Dabei ist wichtig, dass die Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik primär in der Zuständigkeit der 

Mitgliedstaaten verbleibt, wie in den EU-Verträgen vorgesehen. Stattdessen muss die EU die strategische Wettbewerbsfähigkeit sicherstellen, den Fachkräfteman-
gel bewältigen und die Arbeitsmobilität durch einen funktionierenden Binnenmarkt erleichtern. Die Rolle der Sozialpartner und des sozialen Dialogs müssen besser 

anerkannt werden. 
CDU/CSU SPD FDP Die Grünen Die Linke AfD 

Subsidiarität in Arbeits-
markt- und Sozialpolitik 
achten +++ Fachkräfte-
zuwanderung erleichtern 
durch digitalisierte Ver-
fahren und schnelle Er-
teilung von Arbeitsvisa 
+++ A1-Verfahren er-
leichtern und Arbeitsmo-
bilität verbessern +++ 
Faire Arbeitsbedingun-
gen für Beschäftigte auf 
digitalen Plattformen +++ 
Keine europäische Ar-
beitslosenversicherung 
+++ Arbeitsrechtliche 
und soziale Schutzstan-
dards für alle Beschäftig-
ten gewährleisten 

Vorrang sozialer 
Rechte: Soziale Rechte 
mit EU-Grundfreiheiten 
gleichsetzen +++ 
Schnellere Umsetzung 
der Europäischen Säule 
sozialer Rechte +++ So-
zialpartnerschaften stär-
ken +++ Tariftreue etab-
lieren und Vergabe von 
EU-Geldern an Tarifver-
träge binden +++ Mitbe-
stimmung in Betrieben 
verbessern und Europä-
ische Betriebsräte stär-
ken +++ Potenzial inlän-
discher Fachkräfte nut-
zen und nicht-europäi-
sche Fachkräfte durch 
gute Bedingungen an-
werben +++ Arbeitsmig-
ration nach Europa er-
leichtern, „Blaue Karte 
EU“ ausweiten, Arbeits-
erlaubnisse EU-weit an-
erkennen +++ Lohn-
transparenz durchset-
zen, „gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit am glei-
chen Ort“ +++ Mobile 
Beschäftigte schützen, 
europäischen Sozialver-
sicherungsausweis stär-
ken +++ Kompetenzen 
der Europäischen Ar-
beitsbehörde erweitern, 
mehr Befugnisse bei 

Arbeitsmarkt- und Sozi-
alpolitik im Kern Mitglied-
staaten überlassen, nur 
bei grenzüberschreiten-
den Herausforderungen 
für den Binnenmarkt eu-
ropäisch handeln +++ 
Entsenderichtlinie ver-
einfachen und A1-Ver-
fahren auf „schutzwür-
dige“ Sachverhalte be-
grenzen +++ Faire Be-
dingungen für Selbst-
ständige in der Plattform-
arbeit +++ Arbeitszeit-
richtlinie flexibilisieren 
+++ Fachkräftegewin-
nung harmonisieren, 
„Blaue Karte EU“ aus-
weiten, Mindestgehalt-
grenzen senken +++ EU-
Talentpool mit Punkte-
system nach kanadi-
schem Vorbild, qualifi-
zierte Fachkräfte durch 
Vergabe von Orientie-
rungsvisa anwerben +++ 
Englisch als zweite Ver-
waltungssprache im Be-
reich Arbeit, Studium 
und Ausbildung einfüh-
ren +++ Anerkennung 
von ausländischen 
Berufsabschlüssen be-
schleunigen +++ Einfüh-
rung einer EU-Plattform, 

Europaweit Mindeststan-
dards für faire Löhne und 
gegen Ausbeutung +++ 
Frauen am Arbeitsmarkt 
fördern, Unternehmen un-
terstützen, die überdurch-
schnittlich viele Frauen 
beschäftigen +++ EU-Gel-
der stärker auf einen in-
klusiven Arbeitsmarkt 
ausrichten und Menschen 
mit Behinderungen för-
dern +++ Umfassende 
EU-Fachkräftestrategie 
anstoßen und „Blaue 
Karte EU“ ausweiten +++ 
EU-Talentpool stärken 
und mehr Personal in EU-
Botschaften beschäftigen, 
Verfahren digitalisieren 
+++ Einführung einer Ar-
beitslosenrückversiche-
rung +++ EU-Mindest-
lohnrichtlinie umsetzen 
und Mindestlohn an 60 % 
des Medianlohns koppeln 
+++ EU-Strategie für psy-
chische Gesundheit wei-
terentwickeln +++ Aus-
nahmeregeln zur Richtli-
nie der Europäischen Be-
triebsräte beenden und 
Anwendung auf Fran-
chise-Unternehmen aus-
weiten +++ Scheinselbst-
ständigkeit insbesondere 
auf digitalen Plattformen 

Mitbestimmung in Be-
trieben stärken und Eu-
ropäische Betriebsräte 
fördern +++ Streikreicht 
auf europäischer Ebene 
verankern +++ Mindest-
lohn erhöhen, oberhalb  
von 60 % des nationalen 
Medianlohns +++ Er-
möglichung allgemein-
verbindlicher Tarifver-
träge auf Antrag von 
Gewerkschaften, Verbot 
von Mitgliedschaft ohne 
Tarifvertrag in Arbeitge-
berverbänden +++ Ver-
bot von Leiharbeit in der 
EU +++ EU-Entgelt-
transparenzrichtlinie um-
setzen in ein „Entgelt-
gleichheitsgesetz“, Ver-
bandsklagerecht zur 
Durchsetzung gleicher 
Bezahlung +++ Prekäre 
Bedingungen in der 
Plattformökonomie be-
enden +++ Tarifver-
handlungen für Solo-
Selbstständige ermögli-
chen +++ 4-Tage-Wo-
che und verbindliche Ar-
beitszeiterfassung für 
alle Beschäftigten +++ 
Umsetzung der fünften 
Gleichstellungsrichtlinie 
+++ Sozialversiche-

Sozialpolitik muss mit-
gliedstaatliche Kompe-
tenz bleiben +++ Strei-
chung des Gemeinsa-
men Europäischen 
Asylsystems (GEAS) 
aus den Europäischen 
Verträgen +++ „Einhei-
mische Potenziale“ vor 
außereuropäischen 
Fachkräften fördern +++ 
„Blaue Karte EU“ aus-
weiten +++ Arbeitneh-
merfreizügigkeit zum 
Schutz nationaler Sozi-
alversicherungssysteme 
einschränken +++ Ge-
gen europäische Min-
deststandards +++ 
Keine Vereinheitlichung 
der sozialen Siche-
rungssysteme +++ Ent-
senderichtlinie durch-
setzen und Missbräu-
che in der Leiharbeit 
verhindern +++ Freizü-
gigkeit einschränken, 
wenn sie dem Bezug 
von Sozialleistungen in 
Deutschland diene +++ 
Indexierung des Kinder-
gelds 



6 
 

 

Kontrollen +++ Plattfor-
marbeit regeln und 
Scheinselbstständigkeit 
bekämpfen +++ Digitale 
Produktivitätsgewinne 
sollen zu Arbeitszeitver-
kürzungen führen +++ 
Mindeststandards für 
die nationalen Grundsi-
cherungssysteme +++ 
Europäische Kinderga-
rantie mit ausreichend 
EU-Mitteln ausstatten 
+++ EU-Gleichstel-
lungsstrategien für 
Frauen und LGBTIQ ef-
fektiv umsetzen +++ 
Gesetze zur Gesund-
heit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz an den Kli-
mawandel anpassen 
+++ EU-Richtlinie zum 
Schutz vor psychischen 
Belastungen anstoßen 

die kombinierbare Ren-
tenansprüche berechnet 
und zur Mobilität und 
Transparenz im Binnen-
markt beiträgt +++ An-
passung des Kinder-
gelds an Lebenshal-
tungskosten im Wohn-
sitzland 

bekämpfen +++ Mobiles 
Arbeiten EU-weit regeln 
++++ EU-Richtlinie zum 
algorithmischen Manage-
ment einführen +++ Euro-
päische Arbeitsbehörde 
stärken und ihre Rolle bei 
Inspektionen ausweiten 
+++ Durch mehr Arbeits-
inspektionen Ausbeutung 
in Risikobranchen be-
kämpfen +++ Subunter-
nehmen in die Pflicht neh-
men und gesamtschuld-
nerische Haftung gesetz-
lich verankern +++ Ge-
schlechtsspezifische 
Lohndiskriminierung 
durch EU-Lohntranspa-
renzrichtlinie eindämmen 
+++ Ausweitung der EU-
Richtlinie zur Vereinba-
rung von Beruf und Fami-
lie +++ Verbindliche Quo-
ten zur geschlechterge-
rechten Besetzung von 
Führungsgremien +++ 
Soziale Sicherungssys-
teme besser koordinieren 
und ESSPass nutzen +++ 
A1-Verfahren für kleine 
Betriebe erleichtern, Digi-
tales Echtzeitregister ein-
führen +++ Europäische 
Kindergarantie umsetzen 
+++ Europäische Jugend-
garantie weiterentwickeln 
 

rungsbeiträge dort zah-
len, wo die Wertschöp-
fung stattfindet, Sozial-
versicherungsschutz 
auch für Saisonbeschäf-
tigte +++ Europaweite 
Beratungsstellen für mo-
bile Beschäftigte +++ 
EU-ID-Wallet auch ana-
log anbieten +++ Euro-
päisches Mindestein-
kommen +++ EU-Rah-
menrichtlinie zur euro-
päischen Erwerbslosen-
versicherung einführen 
+++ Verbandsklagerecht 
für das Einklagen von 
sozialen Grundrechten 
+++ Keine Indexierung 
von Sozialleistungen 
+++ Europaweite Min-
destrente einführen +++ 
Kinderarmut durch eine 
Kindergrundsicherung 
bekämpfen 
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Unsere Position 
Der Erfolg der europäischen Wirtschaft hängt von richtiger Bildungspolitik ab: Von qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie von ihren Ideen und Inno-

vationen. Eine gute Bildungspolitik ist zugleich die wirksamste Sozialpolitik, denn sie schafft Perspektiven für alle. Daher sollte insbesondere die MINT-Bildung 
über alle Bildungsbereiche hinweg gefördert werden. 

CDU/CSU SPD FDP Die Grünen Die Linke AfD 
Für europaweite Einführung 
des dualen Ausbildungssys-
tems +++ Bildungs- und 
Ausbildungsmobilität stär-
ken, um Jugendarbeitslosig-
keit zu bekämpfen +++ Mit-
gliedstaaten sollen Aner-
kennungsverfahren und 
Transparenzinstrumente  
für die berufliche Bildung 
weiter vereinfachen +++ 
mehr Austauschprogramme 
mit anderen EU-Staaten für 
Auszubildende +++ Erweite-
rung und finanzielle Aufsto-
ckung des „Erasmus+“-Pro-
gramms +++ Zertifikate und 
Zeugnisse im Europäischen 
Bildungsraum anerkennen 
+++ Jugendaustausch und 
Freiwilligenprogramme in 
Europa stärken und die Mo-
bilität junger Menschen 
etwa mit dem Ausbau von 
„DiscoverEU“ umfassender 
unterstützen 

Erasmus+-Mittel verdrei-
fachen +++ Potenzial in-
ländischer Fachkräfte 
besser nutzen und in 
Weiterbildung investie-
ren +++ Recht auf Um-
schulung und Weiterbil-
dung +++ Internationale 
Kultur- und Bildungspoli-
tik sind wichtige Fakto-
ren in der Konfliktprä-
vention +++ EU-Visa-
Vergabe zu Ausbil-
dungs- oder Qualifikati-
onszwecken erleichtern 
+++  harmonisierte eu-
ropäische Regeln für 
den Zugang zu Ausbil-
dung +++ Aus- und Wei-
terbildung als feste Be-
standteile der Vergabe-
regeln +++ allen Kindern 
in der EU bis 2030 eine 
inklusive, gleichberech-
tigte und hochwertige 
Grund- und Sekundar-
bildung garantieren +++ 
allen jungen Menschen 
in der EU innerhalb von 
vier Monaten nach 
Schulabschluss oder 
nachdem sie arbeitslos 
geworden sind ein hoch-
wertiges Angebot für ei-
nen Arbeits- oder Aus-
bildungsplatz, eine Wei-
terbildungsmöglichkeit 

Schaffung eines EU-Be-
rufsausbildungsmarkts 
nach Vorbild des dualen 
Systems +++  weitere 
Stärkung im Bereich der 
Bildung und Forschung 
+++  Bildungsfreizügig-
keit als neue Grundfrei-
heit der Europäischen 
Union etablieren +++  
europäische Berufsaus-
bildungs- und Schulsys-
teme, dort wo es der 
Bildungsmobilität dient, 
stärker aufeinander ab-
stimmen +++ Kopenha-
gen-Prozess zu Qualität 
und Anerkennung der 
beruflichen Bildung auf 
schulische Bildung aus-
weiten +++ bei der be-
ruflichen Bildung dafür 
werben, jungen Men-
schen europäische Per-
spektiven im Handwerk 
und den dualen Ausbil-
dungsberufen aufzuzei-
gen +++ Chancen von 
Künstlicher Intelligenz 
(KI) in der Bildung nut-
zen +++ beruflichen 
Aufstieg von Frauen 
und Mädchen durch 
eine verbesserte MINT-
Bildung, Entrepreneu-
rship Education und 
durch die Unterstützung 

Grenzüberschreitende 
Bildungsangebote aus-
bauen +++ Weiterbildung 
in jedem Alter +++ Stär-
kung des Wissensdrei-
ecks von Hochschulbil-
dung, Forschung und In-
novation +++ Ausbildun-
gen im Handwerk fördern 
+++ digitale Kompeten-
zen stärken +++ Struk-
turwandel durch Weiter-
bildungsangebote stär-
ken +++ Arbeitgeber sol-
len Weiterbildung anbie-
ten +++ Harmonisierung 
der europäischen Hoch-
schulpolitik +++ Ausbil-
dungsabschlüsse und 
Bildungsabschlüsse im 
Rahmen des Europäi-
schen Qualifizierungs-
rahmens einfacher und 
schneller in jedem Land 
der EU anerkennen +++ 
Europäische Zentrale für 
politische Bildung grün-
den +++ Stärkung und 
Vereinfachung der Pro-
jektförderung über Eras-
mus+ +++ auswärtige 
Kultur-, Bildungs- und 
Wissenschaftspolitik 
stärken +++ Anerken-
nung von Bildungsab-
schlüssen aus Drittstaa-

Erasmus+-Mittel ver-
zehnfachen für vollum-
fängliche Kostende-
ckung für Studierende 
und Auszubildende aus 
sozioökonomisch-
schwachen Hintergrün-
den +++ gleichberech-
tigter und diskriminie-
rungsfreier Zugang zu 
kostenloser Bildung 
über Europäische Kin-
dergarantie +++ Ausbil-
dung von Hebammen 
europaweit fördern +++ 
europaweit koordinier-
tes Ausbildungspro-
gramm für Gesund-
heitsversorgung, 
Pflege und Geburtshilfe 
+++ Subventionen und 
Investitionshilfen für In-
dustrie müssen u. a.  
an Ausbildungsquoten 
geknüpft werden +++ 
bei öffentlichen Aus-
schreibungen u. a.  
Ausbildungsquoten be-
achten +++ umfassen-
des Förder- und Wei-
terbildungsprogramm 
für Landwirte +++ euro-
päische Förderpro-
gramme sollen u.a. Bil-
dung europäischer 
Nachbarstaaten und 

Diplom‐ und Magister-
studiengänge wieder 
einführen +++ Nationale 
und regionale Qualitäts-
standards und Her-
kunftsangaben sind zu 
schützen. Dazu zählen 
Gütesiegel wie „Made in 
Germany“ und Ausbil-
dungsstandards +++ 
gegen einen „europäi-
schen Bildungsraum“ 
+++ Deutschland muss 
wieder ein Land der un-
abhängigen Spitzenfor-
schung werden +++ 
Hochschulen sollten 
Bewerber durch Auf-
nahmeprüfungen aus-
wählen +++ Keine Quo-
tenregelungen für ver-
besserte Zugangsmög-
lichkeiten und Ab-
schlussqualifikationen 
für benachteiligte und 
unterrepräsentierte 
Gruppen +++ duale 
Ausbildung und duales 
Studium muss erhalten 
bleiben und kann den 
übrigen europäischen 
Ländern als Vorbild die-
nen +++ in Deutschland 
im dualen System ver-
liehene Bildungsab-
schlüsse mit den aka-
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oder ein Praktikum an-
bieten +++  grenzüber-
schreitende Vermittlung 
von Ausbildungs- und 
Arbeitsplätzen erleich-
tern +++ gebührenfreie 
Bildung von Kita über 
die Ausbildung und das 
Erststudium bis zum 
Meister oder Master +++ 
deutliche Steigerung der 
Bildungsinvestitionen 
und Stärkung des Euro-
päischen Solidaritäts-
korps und von ERAS-
MUS+ +++ Unterstüt-
zung europäischer und 
internationaler Jugend-
verbände in ihrer politi-
schen und kulturellen 
Bildungsarbeit +++ Se-
xualaufklärung in Schu-
len vorantreiben und eu-
ropaweite Gewaltprä-
vention durch gender-
sensible Bildungspro-
gramme anbieten +++  
Kostenloses Interrail-Ti-
cket für alle 18-Jährigen 
über Erasmus+ +++ 
jede und jeder, der dies 
möchte, bis zu seinem 
25. Lebensjahr mindes-
tens eine durch ERAS-
MUS+ geförderte 
Lernerfahrung im Aus-
land machen 
 

von privaten Female 
Founders Netzwerken 
fördern +++ Erasmus+ 
stärken und den Zu-
gang auch für Lehr-
kräfte, Schülerinnen 
und Schüler sowie Azu-
bis verbessern. Alle 
Schülerinnen und Schü-
ler sollen unabhängig 
vom Einkommen der El-
tern sechs Monate ihrer 
Schulzeit im europäi-
schen Ausland verbrin-
gen können +++ Multi-
nationale Hochschulen 
in Grenzregionen und 
Studiengänge sowie 
Prä-Doc- und Post-Doc-
Programme, die den 
Aufenthalt an mindes-
tens zwei europäischen 
Hochschulen bzw. For-
schungsinstituten be-
dingen, unterstützen 
+++ mit beruflicher Bil-
dung dafür werben, jun-
gen Menschen europäi-
sche Perspektiven im 
Handwerk und den dua-
len Ausbildungsberufen 
aufzuzeigen +++ Aus-
tauschprogramme wie 
Erasmus+ massiv mit 
dem Fokus auf Länder 
des Globalen Südens 
ausweiten 
 
 

ten einheitlich und unbü-
rokratisch gestalten +++ 
europäische Jugendga-
rantie fördern +++ Ju-
gendarbeitslosigkeit be-
kämpfen +++  Werbeein-
schränkungen für Alko-
hol, Glücksspiel sowie 
Sportwetten im Namen 
des Jugendschutzes vo-
rantreiben +++  Studien 
im Bereich der Kinder- 
und Jugendmedizin för-
dern +++ ehrenamtliches 
Engagement von Ju-
gendlichen/Jugendarbeit 
soll nicht an bürokrati-
schen Hürden scheitern 
+++ Jugendbeteiligung in 
Europa stärken z. B. 
über EU-Jugenddialog 
+++ Weiterentwicklung 
der EU-Jugendstrategie, 
die die Beteiligung junger 
Menschen in allen Poli-
tikbereichen stärkt +++ 
Stelle der EU-Jugendko-
ordinatorin aufwerten 
+++ 1 Million Plätze im 
Europäischen Freiwilli-
gendienst schaffen +++ 
digitaler europäischer 
Studierendenausweis 
+++ Erasmus+ für Aus-
zubildende stärken +++ 
Ausbau der Erasmusmit-
tel +++ Mobilitätsticket 
für Erasmus-Teilnehmer 
einführen 
 

Beitrittskandidaten för-
dern +++ Bildungspro-
jekte nicht gefährden 
durch Stopp der Zah-
lungen von Fördermit-
teln an Mitgliedstaaten, 
die die EU-Grundwerte 
nicht achten +++ EU-
weites Förderpro-
gramm für schulische 
und außerschulische 
Bildungsarbeit gegen 
Sexismus und Queer-
feindlichkeit +++ Le-
benslanges Lernen und 
inklusives Bildungssys-
tem muss gewährleis-
tet werden +++ Bil-
dungssystem, das öf-
fentlich bedarfsgerecht 
finanziert und sozial 
durchlässig ist +++ Auf-
nahme einer Ausbil-
dung oder Studiums 
muss das Bleiberecht 
sicherstellen und vor 
Abschiebung schützen 
+++ Fortbildungen zu 
Computer- und Inter-
netnutzung müssen flä-
chendeckend angebo-
ten und finanziert wer-
den +++ Jugendzen-
tren fördern +++ Mehr 
Jugendbeteiligung 
durch Europäische Zu-
kunftskonferenz +++ 
aktives Wahlrecht in al-
len EU-Mitgliedslän-
dern auf 16 Jahre sen-
ken 

demischen Abschlüs-
sen anderer europäi-
scher Länder gleichstel-
len +++ Inklusion um je-
den Preis geht zu Las-
ten der Bildungsqualität 
aller Beteiligten +++ Bil-
dungseinrichtungen 
dürfen kein Ort der poli-
tischen Indoktrination 
sein +++ Die EU-Mit-
gliedstaaten sind in der 
Verantwortung, Kinder 
und Jugendliche vor ei-
ner Indoktrination zu 
bewahren +++ Jugend-
lichen ab 16 Jahren das 
begleitete Fahren er-
möglichen +++ Jugend 
soll ein Verständnis für 
Natur und Landwirt-
schaft entwickeln +++ 
Ideologischen Durch-
griff der EU auf deut-
sche Kinder und Ju-
gendliche verhindern 
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Unsere Position 
Durch Forschung und Innovation wird Europa seinen Wohlstand und die hohe Lebensqualität erhalten können. Aufgrund zunehmend globalen Wettbewerbs-

drucks müssen wir in Europa dafür sorgen, dass aus innovativen Ideen tatsächlich neue Produkte und Technologien hervorgehen. Für mehr innovative 
Strahlkraft müssen wir grenzen-, branchen- und technologieübergreifend zusammenarbeiten, Schlüsseltechnologien fördern und die Kooperation zwischen 

Wissenschaft und Wirtschaft stärken. 
CDU/CSU SPD FDP Die Grünen Die Linke AfD 

Forschung, Innovation 
und moderne Infra-
struktur stärken +++ Of-
fensive für Forschung 
und Innovation und 
starkes EU-For-
schungsrahmenpro-
gramm +++ Fokus auf 
Innovationsführerschaft 
und Technologieoffen-
heit legen +++ Vergabe 
der Forschungsgelder 
primär nach dem Krite-
rium der wissenschaftli-
chen Exzellenz verge-
ben +++ Ziel: EU-Inves-
titionen von 3 % des 
BIPs für F & E +++ Fo-
kus auf Schlüsseltech-
nologien +++ For-
schung im Bereich 
Energie-, Klima- und 
Materialforschung in-
tensivieren und Europa 
als Forschungsstandort 
für innovative Kerntech-
niken fördern 

Innovationspotenzial 
von Gesellschaft und 
Wirtschaft bestmöglich 
nutzen +++ Ziel: euro-
päisch geeinte Wis-
sens- und Forschungs-
landschaft mit dichtem 
Netz an Kooperationen, 
gemeinsamen Pro-
grammen und gezielt 
geförderten großen Zu-
kunftsprojekten in Be-
reichen wie Clean 
Tech, Quantencompu-
ting, KI +++ öffentlich fi-
nanzierte Forschung 
soll Allgemeinheit frei 
zur Verfügung stehen 
+++ Unterstützung von 
Innovationsanstrengun-
gen für Grundstoffin-
dustrien und Ferti-
gungsbranchen  

Europa mit größtem 
Binnenmarkt der Welt 
bei F & E von Zukunfts-
technologien zum Spit-
zenreiter machen +++ 
Grundlage: Technolo-
gieoffenheit in allen Be-
reichen +++ Weiterent-
wicklung von Horizon 
Europe mit klaren 
Schwerpunkten +++ 
Mobilisierung von In-
vestitionen bei Europäi-
scher Investitionsbank 
für F & E und Innovatio-
nen von KMU +++ In-
vestEU stärken zur Si-
cherung von Innovatio-
nen +++ European In-
novation Council zu ei-
ner Europäischen 
Agentur für Sprungin-
novationen weiterentwi-
ckeln zwecks Förde-
rung disruptiver Innova-
tionen +++ Weitere 
Stärkung des For-
schungsbereichs an 
Hochschulen  
 
 
 
 
 
 

EU-Wissenschafts- und 
Forschungspolitik ist 
Schlüsselelement der 
Zukunft +++ Ausgaben 
für F & E gemessen am 
BIP steigern +++ Um-
fang von Horizon Eu-
rope im nächsten EU-
Finanzrahmen aus-
bauen +++ Fokus auf 
faire Grundlagenfor-
schung und missions- 
und anwenderorien-
tierte Forschung und 
Transfer +++ Im Zent-
rum muss Klimafor-
schung stehen +++ O-
pen Access weiter stär-
ken +++ Horizon Eu-
rope zugänglicher und 
internationaler machen 
+++ Horizon Europe 
auf Green Deal kon-
zentrieren +++ Zusam-
menarbeit von Hoch-
schulen, Instituten, Zi-
vilgesellschaft und Wirt-
schaft fördern 

Kontrolle der Gelder für 
F&E für Stärkung einer 
regionalen Industrie-
struktur durch regionale 
Wirtschafts- und Trans-
formationsräte (gleich-
berechtigtes Stimm-
recht von regionaler 
Regierung, Unterneh-
men, Gewerkschaften, 
Umwelt- und Sozialver-
bänden) +++ Important 
Project of Common Eu-
ropean Interest 
(IPCEIs) ausweiten und 
an strikte ökologische 
und soziale Kriterien 
knüpfen +++ Forschung 
für Sprunginnovationen 
insbesondere in Nano- 
und Klimatechnologie 
an IPCEI-Standorte 
knüpfen 

Technikoffenheit und 
Forschungsfreiheit 
ohne ideologische För-
derung +++ EU-For-
schungs- und Innovati-
onsförderung zurück-
fahren, kein Nachfolge-
programm zu „Horizon 
2020“, Europäischen 
Wissenschaftsrat auflö-
sen +++ Subsidiarität 
respektieren: For-
schungs- und Innovati-
onsförderung in natio-
naler Hand oder auf 
Basis von bi- und multi-
lateralen Abkommen 
der Mitgliedsländer +++ 
Stärkung der Autarkie 
der Mitgliedstaaten in 
Schlüsselindustrien und 
eine Diversifizierung 
der Grundlagenfor-
schung 
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Unsere Position 
Wir müssen Europa gemeinsam zum Vorreiter der Digitalisierung machen, um nicht im internationalen Wettbewerb abgehängt zu werden. Dafür benötigen 
wir einen vollendeten digitalen Binnenmarkt mit einer leistungsfähigen digitalen Infrastruktur, besseren Bedingungen für Gründungen und Innovationen und 

mehr Investitionen in digitale Spitzenforschung. Die EU muss für Technologieoffenheit einstehen und dabei Anreize vor Vorschriften setzen. 
CDU/CSU SPD FDP Die Grünen Die Linke AfD 

Fokus auf Innovati-
onsführerschaft und 
Technologieoffenheit 
+++ Entwicklung 
Schlüsseltechnolo-
gien +++ schnelle 
Umsetzung des Euro-
päischen Chip-Geset-
zes +++ Nutzen von 
KI für Wirtschafts-
wachstum und Fort-
schritte (z. B. Ge-
sundheitsbereich) 
+++ Keine Überregu-
lierung von KI, um 
Chancen und Vorteile 
nicht zu verpassen 
+++ Gestaltung digi-
taler Infrastruktur mit 
echter Cloudstruktur 
+++ Ausbau flächen-
deckenden 5G- und 
6G-Zugangs +++ 
Schaffung einer ech-
ten Digital- und Da-
tenunion mit digitaler 
Infrastruktur +++ Auf-
brechen von Datensi-
los, Erleichterung Tei-
len von Daten und 
Schaffung von Daten-
räumen +++ Reform 
der DSGVO für ein 
einheitliches und ein-
faches Datenschutz-
recht 

Verwirklichung der Digi-
talunion +++ Entwick-
lung digitaler Schlüssel- 
und Netzwerktechnolo-
gien +++ Aufbau von 
Rechenkapazitäten für 
die Entwicklung von eu-
ropäischen KI-Modellen 
+++ Gewährleistung Da-
tenschutz, Schutz der 
Privatsphäre, Ableh-
nung von Massenüber-
wachung +++ Umset-
zung und Weiterent-
wicklung der DSGVO für 
weniger Bürokratie für 
KMU +++ Evaluierung 
und Verbesserung der 
Regulierung von digita-
len Plattformen +++ Be-
kämpfung von Desinfor-
mation +++ Minimierung 
„außer-EU-Abhängigkei-
ten“ hinsichtlich KI und 
digitaler Plattformen +++ 
Verhinderung der Ent-
wicklung und Verbrei-
tung von KI-Modellen 
durch Tech-Monopole 
+++ Förderung von Ent-
wicklung im KI-Bereich 
in Europa +++ Gewähr-
leistung des Prinzips der 
Netzneutralität sowie 
fairer, gleichberechtigter 
Zugang 

Ablehnung innovations-
feindlicher Überregulie-
rung von KI +++ Nut-
zung von KI im Bil-
dungsbereich +++ KI-
Trainingsdaten nach 
Fair-Use-Prinzip nutzen 
+++ Schaffung digitaler 
Identität für EU-Bürger 
+++ Schutz der Privat-
sphäre durch Recht auf 
Verschlüsselung, Ano-
nymität +++ gemein-
same Sicherheitsstan-
dards für die digitale Inf-
rastruktur +++ Einfüh-
rung digitaler Euro +++ 
Digitalisierung der Ver-
waltung +++ Intensivie-
rung des TTC und ge-
meinsame Standardfest-
legung mit USA +++ Di-
gitalisierung von Zollfor-
malitäten +++ Ausbau 
digitaler Binnenmarkt; 
einfachere Skalierung 
digitaler Geschäftsmo-
delle +++ Forderung 
nach „Digital-Freiheits-
zonen“ nach EU-Recht: 
grenzüberschreitende 
„Sonderwirtschaftszo-
nen“ für digitale Aus-
gründungen +++ unbü-
rokratische und praxis-
nahe Umsetzung der KI-
Verordnung 

KI-Potenziale gestalten 
und nutzbar machen 
durch die bessere Ver-
fügbarkeit von Daten +++ 
Bessere und leichtere 
rechtebasierte Nutzbar-
machung von nicht per-
sonenbezogenen Daten 
+++ Forderung nach 
Nachhaltigkeitsstandards 
für KI, Cloud-Plattformen, 
Browser, Suchmaschi-
nen, digitale Marktplätze 
und soziale Netzwerke 
+++ Forderung nach ein-
heitlicher und konse-
quenter Durchsetzung 
der DSGVO in Mitglied-
staaten +++ Ablehnung 
von KI-gestützten Tech-
nologien zur Erkennung 
von Emotionen oder Zu-
schreibungen von per-
sönlichen Eigenschaften 
+++ Unterstützung der 
Einführung des digitalen 
Euros +++ Digitalisierung 
der Verwaltung +++ Stär-
kung Rechte von Nutzern 
digitaler Kommunikati-
onsplattformen +++ Ein-
setzen für neue EU-
Richtlinie zum algorithmi-
schen Management am 
Arbeitsplatz  

Forderung nach Da-
tenschutz für Beschäf-
tigte +++ Verbot von 
Keyloggern und Über-
wachungstechnologien 
+++  Ausschluss digi-
taler Überwachung von 
Betriebsräten und Aus-
kunftsrecht für Be-
triebsräte über KI-Ein-
satz und Algorithmen 
+++ Keine Personal-
auswahl über KI, da 
Diskriminierung +++ 
Verbot automatisierter 
Gesichtserkennung 
und von KI zur Bewer-
tung von Leistung +++ 
Förderung von KI-An-
wendungen, die gesell-
schaftlichen Nutzen 
bringen anstatt Profit 
von Unternehmen +++ 
Kein KI-Einsatz in an-
deren Bereichen und 
Datenschutz-Garantie; 
volle Transparenz über 
KI-Einsatz +++ Digitale 
Plattformen: Forderung 
nach Auskunftsrecht 
über algorithmische 
Auftragsvergabe, Ein-
sichtsrecht für Be-
triebsräte +++ Einfüh-
rung eines „unverzins-
ten“ digitalen Euros 
 

Technologische Lö-
sungen wie KI, Robo-
tik und Digitalisierung 
anstatt Zuwanderung 
+++ Gegen digitalen 
Euro +++ Stärkung 
der digitalen Infra-
struktur +++ Ableh-
nung „Digitalisierungs-
verordnungen“ wie 
DSGVO, Verordnung 
für Leistungsschutz-
recht und Upload-Fil-
ter +++ Regulierung 
von Digitalisierung auf 
nationaler Ebene +++ 
Keine Einschränkung 
der Freiheitsrechte 
durch Digitalisierung 
+++ Förderung euro-
päischer Hard- und 
Software zur Stärkung 
der digitalen Souverä-
nität +++ Forderung 
nach analogem Leben 
für Bürger (Verwal-
tung) +++ Keine digi-
tale Erfassung von 
Vermögenswerten in 
EU-Zentralregister 
+++ Ablehnung gene-
reller Digitalisierung 
des Unterrichts +++ 
Keine „Medienkon-
trolle“ wie durch DSA 
oder Medienfreiheits-
gesetz 
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Unsere Position 
Die Industrie ist der Motor der Wirtschaft in der EU. Sie sichert Wachstum, Wohlstand und qualitativ hochwertige Arbeitsplätze. Wir brauchen daher eine 
innovations- und mittelstandsfreundliche EU-Industriepolitik, die durch die richtigen Rahmenbedingungen die globale Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 

erhält und stärkt. 
CDU/CSU SPD FDP Die Grünen Die Linke AfD 

Europa als Standort 
von Industrie und Mit-
telstand stärken +++ 
Rolle des Europäischen 
Mittelstandsbeauftrag-
ten stärken +++ Über-
prüfung der Taxono-
mie, des Green Deals 
und EU-Lieferkettenge-
setzes auf Praxistaug-
lichkeit +++ Schaffung 
eines unabhängigen 
europäischen Normen-
kontrollrates +++ 
Durchsetzung des „One 
in, two out“-Prinzips für 
mehr Bürokratieabbau 
+++ Aktionsplan zur 
Reduzierung der regu-
latorischen Belastung 

Bürokratieabbau 
durch Verbesserung 
der Qualität der Re-
gulierungen, ohne 
dass es zu niedrige-
ren Sozial-, Umwelt- 
oder Sicherheitsstan-
dards führt +++ In-
dustriepolitik mit star-
ker sozialer und 
nachhaltiger Dimen-
sion 

„Bureaucracy Reduction 
Act“ zur Befreiung der 
Wirtschaft von mindes-
tens 50 % der Bürokratie-
lasten („One in, two out“) 
+++ Rückbesinnung auf 
die Kernzuständigkeiten 
mit dem Grundsatz der 
Subsidiarität +++ Promi-
nente Bekenntnis zur 
Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit und der 
Sozialen Marktwirtschaft 
+++ Einführung eines eu-
ropäischen Bürokratiekos-
tenindexes zur systemati-
schen Erfassung der Bü-
rokratiekosten +++ Ge-
setzgebung sollte eine 
Auslaufklausel („Sunset-
Klausel“) beinhalten +++ 
Forderung eines Mittel-
standkommissars +++ 
Verpflichtender „KMU-
Test“ für jedes  Gesetzge-
bungsverfahren +++ An-
passung der KMU-Defini-
tion auf EU-Ebene (u. a. 
durch Anhebung der Mit-
arbeitergrenze von 250 
auf 1.250 Mitarbeiter) +++ 
Systematische Berichts-
pflichten-Checks 
 

Förderung eines klima-
neutralen Umbaus der 
Industrie +++ KMU-
Tests verbessern und 
konsequent anwenden 
+++ Abschaffung der 
Schriftformerfordernis 
+++ Digitalisierung der 
Verwaltung für besse-
ren Bürokratieabbau 
+++ Zerschlagung be-
stehender Monopole 
+++ Unbürokratische 
Unterstützung von 
KMU bei Förderungs-
programmen +++ Bes-
sere Koordinierung des 
Know-How-Transfers 
von Start-ups 

Strengere Sorgfalts-
pflichten für Unterneh-
men +++ Einführung ei-
ner EU-Taxonomie +++ 
striktere ökologische 
und soziale Kriterien für 
strategische Förde-
rungsprojekte der EU-
Kommission +++ Inves-
titionen primär in struk-
turschwache Regionen 
+++ Kartell- und sub-
ventionsrechtliche Aus-
nahmen für Projekte, 
die der Förderung der 
17 Ziele für eine nach-
haltige Entwicklung 
(SDGs) dienen 

Reduzierung des büro-
kratischen Aufwands, 
insbes. bei EU-Verga-
berichtlinie, EU-Dienst-
leistungsrichtlinie, Kre-
ditvergaberichtlinie, 
Ökodesign-Richtlinie 
und bei Dokumentati-
onspflichten für KMUs 
+++  Stärkung der Au-
tarkie der Mitgliedstaa-
ten der EU in Schlüs-
selindustrien (Wehr-
technik, Energieversor-
gung, Mobilität, Digitali-
sierung inklusive Kryp-
tografie, Gesundheits- 
und Nahrungsmittelver-
sorgung) sowie eine 
Diversifizierung der 
Grundlagenforschung 
+++  Erhalt und Ausbau 
der deutschen und eu-
ropäischen wehrtechni-
schen Industrie  +++  
Stärkung von „Made in 
Germany” 
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Unsere Position 
Die Wirtschaft steht hinter dem Pariser Abkommen. Die Umsetzung der europäischen energie- und klimapolitischen Ziele stellt die Wirtschaft jedoch vor 

große Herausforderungen. Wettbewerbsfähige Energiepreise und eine konstante, unterbrechungsfreie Stromversorgung sind unerlässlich. Der Energiebin-
nenmarkt muss vollendet werden. Statt Verboten und noch mehr Bürokratie brauchen wir gezielte Anreize. Die Unterstützung unserer Wirtschaft bei der 

Entwicklung und dem Einsatz klimafreundlicher Technologien ist ein zentraler Schlüssel zum globalen Klimaschutz. 
CDU/CSU SPD FDP Die Grünen Die Linke AfD 

Sichere und bezahlbare 
Energie sicherstellen 
+++  Rohstoff- und 
Energiepartnerschaften 
mit verlässlichen Part-
nern aufbauen +++ Fo-
kus auf Innovation und 
Forschung sowie 
marktbasierte Instru-
mente wie Emissions-
handel +++ Unterstüt-
zung der Regionen bei 
Klimaschutz und -an-
passung +++ Technolo-
gieoffenheit +++ Green 
Deal wirtschaftsfreund-
lich weiterentwickeln 
+++ keine Erneuerba-
ren diskriminieren +++ 
Energieunion weiterent-
wickeln +++ grenzüber-
schreitende Infrastruk-
tur ausbauen +++ zü-
gige Umsetzung der 
Wasserstoffstrategie 
+++ Intensivierung der 
Forschung, auch an 
Kernfusion +++ auf 
Kernkraft als Option 
derzeit nicht verzichten 
+++ natürliche und 
technische CO2-Sen-
ken ausbauen +++ Di-
rect Air Capture unter-
stützen +++ Verbren-
nerverbot abschaffen 

Ausbau der erneuerba-
ren Energien und grenz-
überschreitenden Infra-
struktur +++ schnellere 
Planungs- und Geneh-
migungsverfahren +++ 
Energieunion auch mit 
EWR und Beitrittskandi-
daten +++ Brennstoffe-
insatz beenden, der 
CO2-Speicher Wald 
schwächt +++ Steige-
rung natürlicher CO2-
Senken +++ Strategie 
zur Diversifizierung der 
Energiebeziehungen 
+++ Reform des Strom-
marktdesigns +++ euro-
päischer Rahmen für 
Brückenstrompreise +++ 
Industrieförderung mit 
Klimaschutzverträ-
gen/“Carbon Contracts 
for Difference“ +++ 
Keine Förderung der 
Kernenergie +++ Unter-
stützung des Zwischen-
ziels 2040 +++ Sozialer 
und feministischer 
Green Deal +++ Emissi-
onshandel stärken +++ 
Klimaclub erweitern +++ 
internationale Klimafi-
nanzierung aufstocken 
+++ nachhaltige Forst- 
und Landwirtschaft 

Mehr Technologieoffen-
heit und weniger Büro-
kratie +++ gemeinsame 
Energieaußenpolitik, 
Energiepartnerschaften 
mit zuverlässigen Län-
dern +++ Wasserstoff-
partnerschaft insbeson-
dere mit Israel +++ Ver-
tiefung des Energiebin-
nenmarkts +++ einheitli-
che CO2-Bepreisung als 
mittelfristiges Ziel +++ 
Ablehnung des „Energy 
Performance of Buil-
dings Directive“ und 
CO2-Flottengrenzwerten 
+++ Regulierungspause 
beim Green Deal +++ 
beschleunigte Planungs- 
und Genehmigungsver-
fahren für Erneuerbare 
und Infrastruktur +++ 
neues marktwirtschaftli-
ches Strommarktdesign 
+++ europäisches 
Stromnetz ausbauen 
+++ innovativen Rechts-
rahmen für Kernfusion 
schaffen +++ Hochlauf 
von Wasserstoff und 
synthetischen Kraftstof-
fen ermöglichen +++ 
kein Verbrennerverbot 

Massive Investitionen in 
erneuerbare Energien 
+++ Ausbau des euro-
päischen Stromnetzes 
+++ integrierte Netzpla-
nung (Strom, Gas, Was-
serstoff) +++  Strom-
marktdesign, das stärker 
von Kostenvorteilen der 
Erneuerbaren profitieren 
lässt +++  Ende der För-
derung von CO₂-Quellen 
in Europa und weltweit 
+++ Ablehnung von 
Atomkraft als nachhal-
tige Form der Energie-
gewinnung +++ Neues 
Zwischenziel verbindlich 
bei UN hinterlegen +++  
Agrarpolitik auf Klima-
schutz ausrichten +++ 
Entwicklung und Förde-
rung natürlicher CO₂-
Senken sowie techni-
scher Lösungen zur 
CO₂-Reduktion 
(CCU/CCS) +++ Hoch-
lauf der Wasserstoffwirt-
schaft fördern +++ Kli-
mageld einführen +++ 
Hohe energetische 
Standards für Neubau-
ten +++  eindeutige EU-
Regulierung von Spei-
chern 

Anteil erneuerbarer 
Energien am Verbrauch 
bis 2030 auf 50 % stei-
gern  +++ Primärener-
gieverbrauch bis 2030 
i.V.z. 2000 um 40 % 
senken +++ Strengere 
Klimaziele: 70 % bis 
2030, 90 bis 95 % bis 
2040 +++ verbindliche 
CO2-Budgets für jeden 
Mitgliedstaat +++ Bis 
2035 100 % Erneuer-
bare, möglichst dezent-
ral +++ Einführung von 
Energiepreiskontrollen 
+++ Merit Order ab-
schaffen +++ mehr 
Energieproduktion in öf-
fentlicher Hand, u. a. 
durch Rekommunalisie-
rung +++ Emissionshan-
dels gemäß CO2-Budget 
reformieren +++ 
schnelle Abschmelzung 
kostenloser Zertifikate 
+++ Ablehnung des ETS 
2 +++ sozial gerechte 
Wärmewende +++ Ta-
xonomie für Kernenergie 
und Gas beenden +++ 
„Carbon Capture and 
Storage“ verbieten +++ 
grünen Wasserstoff nur 
in ausgewählten Sekto-
ren einsetzen 

Leugnung des anth-
ropogenen Klima-
wandels +++ statt 
Klimaschutz ist 
Klimaanpassung er-
forderlich, die je-
doch den einzelnen 
Mitgliedstaaten ob-
liegt +++ Abschaf-
fung aller EU-Klima-
schutzgesetze +++ 
Energiepolitik ob-
liegt den Mitglied-
staaten +++ Ab-
schaffung der För-
derung erneuerba-
rer Energien +++ 
Kernenergie nicht 
benachteiligen +++ 
Kohleverstromung 
erhalten 


